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Erfüllung ihr obliegender gesellschaftlicher Anforderungen 
kümmerte und darauf Einfluß nahm.

Verbleiben nach Ausschöpfung aller zur Verfügung ste
henden Beweismittel noch Zweifel, ob ein Obhutsverhältnis 
bestand, ist zugunsten des Angeklagten zu entscheiden.

Die Auffassung des Bezirksgerichts, der Tatbestand des 
§ 150 Abs. 1 StGB sei dadurch erfüllt, daß die Mutter dem 
Angeklagten zunächst ausdrücklich und später stillschwei
gend die Geschädigte anvertraut habe, indem sie ihn bat, das 
Mädchen zur Mülldeponie mitzunehmen, kann so nicht geteilt 
werden. Zutreffend ist zwar die vom Bezirksgericht gezogene 
Schlußfolgerung, daß der Geschlechtsverkehr bis zum 16. Le
bensjahr des Mädchens außerhalb der Wohnung stattfand, 
und zwar wenn der Angeklagte mit dem Mädchen die Müll
deponie aufsuchte. Richtig ist auch, daß aus einer Absprache 
ein — auch zeitlich begrenztes — Obhutsverhältnis entstehen 
kann. Dies ist jedoch an bestimmte Voraussetzungen, z. B. an 
das Alter des Kindes, die Dauer des Aufenthalts bei dem Er
wachsenen oder die Betreuungsbedürftigkeit gebunden und 
kann nicht unabhängig vom konkreten Pall entschieden wer
den. Bei einem Kleinkind oder Kranken wird das Tatbe
standsmerkmal „in seiner Obhut steht“ eher erfüllt sein als 
bei einem verhältnismäßig selbständigen Jugendlichen. An
dernfalls würde bereits jeder vom Erziehungsberechtigten 
veranlaßte kurzzeitige Besuch eines Minderjährigen oder eine 
nur kurze Begleitung unabhängig von der Dauer, der Art 
der Beziehung oder dem Alter ein Obhutsverhältnis begrün
den. Auch wenn es sich im vorliegenden Fall um eine debile 
Jugendliche handelte, war sie nach dem bisherigen Beweiser
gebnis, insbesondere auch hinsichtlich der Beziehungen zu
einander, dem Angeklagten nicht anvertraut. Sie sollte ledig
lich mit ihm „mitgehen“, um ihre Freizeit zu verbringen, aber 
nicht, um beaufsichtigt zu werden. Falls keine anderen Fest
stellungen getroffen werden, bestehen insoweit begründete 
Zweifel am Vorliegen eines strafrechtlich relevanten Obhuts
verhältnisses.

Für die Zeit des Beginns der Ehe des Angeklagten mit der 
Mutter der inzwischen 16jährigen Geschädigten haben beide 
Instanzen die strafrechtliche Verantwortlichkeit nach § 150 
Abs. 2 StGB aus dieser Eheschließung und dem Zusammen
leben hergeleitet. Beide Gerichte haben nicht erkannt, daß 
allein der Status „Stiefvater“ noch nicht ohne weiteres dar
auf schließen läßt, daß ein Obhuitsiverhältnis begründet wurde. 
Vielmehr sind an die Erfüllung des Tatbestands die gleichen 
Anforderungen zu steilen wie dies bereits zum Nachweis en
ger und fester häuslicher Bindungen für die Tatbestandser
füllung des § 150 Abs. 1 StGB dargelegt wurde. Es muß auch 
hier nachgewiesen werden, daß der Stiefvater innerhalb der 
Ehegemeinschaft Pflichten übernommen hat, die sich auf das 
körperliche und geistige Wohl des Mädchens beziehen und 
er sich damit seiner Obhutspflicht auch bewußt war. Dabei 
sind die gesamten Umstände des Zusammenlebens und die 
tatsächlichen Verhaltensweisen des Angeklagten innerhalb 
der Familie und zur Geschädigten festzustellen und zu be
werten, wobei es "nicht allein auf die ausdrückliche Bitte des 
Erziehungsberechtigten ankommt, daß andere Personen Er- 
ziehungs- bzw. Obhutspflichten wahmehmen.

Die nachzuholenden Beweiserhebungen hinsichtlich des 
§ 150 Abs. 1 StGB gelten gleichzeitig für die Zeit nach der 
Eheschließung.

Sofern sich die.Anklage in dem vom Bezirksgericht fest
gestellten Umfang bestätigt, sind die Straftaten als schwer
wiegender Angriff auf die ungestörte Entwicklung und Er
ziehung der Geschädigten, insbesondere durch die mehrfache 
Begehung, die Ausnutzung ihrer moralischen Unreife infolge 
der vorliegenden Debilität und der erfolgten Schwangerschaft, 
zu beurteilen. Dennoch ist es bei Beachtung aller Umstände 
nicht gerechtfertigt, die Straftat des Angeklagten als Verbre
chen zu bewerten. Damit entfällt die Anwendung des § 44 
Abs. 2 StGB. Eine Verurteilung hätte nach § 44- Abs. 1 StGB 
erfolgen und zu einer niedrigeren als der erkannten Strafe 
führen müssen.

Im Falle einer Verurteilung ist die Auferlegung staatli
cher Kontrollmaßnahmen gemäß § 48 StGB unter deliktsspe- 
zafischen Gesichtspunkten im vorliegenden Fall nicht erfor
derlich, da mit einer solchen Maßnahme den Ursachen sol
cher Straftaten nicht entgegengewirkt werden kann.
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Das Urteil des Kreisgerichts und das des Bezirksgerichts 
waren deshalb in Ubereinstimmung mit der Auffassung des 
Vertreters des Generalstaatsanwalts der DDR aufzuheben 
und die Sache zur erneuten Verhandlung und Entscheidung 
an das Kreisgericht zurückzuverweisen.


